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Aktuelle Stunde 
 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD  
 
 
Abstimmungschaos in der Landesregierung – Umsetzung des Klimaschutzgesetzes 
scheitert 
 
 
Die Landesregierung hat sich mit dem Klimaschutzgesetz Nordrhein-Westfalen im Jahr 2013 
unter anderem selbst verpflichtet, die öffentliche Landesverwaltung bis 2030 klimaneutral zu 
gestalten. Es sieht zum Beispiel vor, Landesgebäude mit Photovoltaik auszurüsten oder 
energetische Sanierungen voranzutreiben. Doch nach Berichten des Westdeutschen 
Rundfunks vom 23.11.2025 sieht die Realität vollkommen anders aus: Ein interner Vermerk 
aus einem Ministerium offenbart, dass das Erreichen des Ziels einer klimaneutralen 
Landesverwaltung bis 2030 „technisch, haushaltswirtschaftlich und juristisch unmöglich“ sei.1 
Es gebe keine vollständige Datenerfassung des CO2-Ausstoßes, keine belastbare Strategie 
und keine ausreichenden finanziellen Mittel für die nötigen energetischen Sanierungen; 
gleichzeitig wird der Landesregierung in diesem internen Papier „brutalste und härteste 
Diskursverweigerung“ vorgeworfen.2 Dies deckt sich mit einer schriftlichen Stellungnahme des 
Finanzministers Marcus Optendrenk, der auf eine WDR-Anfrage hin nicht darstellen konnte, 
welche Mittel in den letzten Jahren in rein energetische Sanierungen geflossen sind.3 Auffällig 
ist zudem, dass Innenminister Herbert Reul nach Informationen des Westpol-Magazins bislang 
seine Zustimmung zu einem Kabinettsentwurf für eine Novelle des Klimaschutzgesetzes 
verweigert.4 
 
Auch außerhalb der Ministerien zeigt sich ein Bild, das dem gesetzlichen Anspruch 
widerspricht: Viele Landesgebäude sind energetisch marode. Der landeseigene Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb BLB wirbt öffentlich mit der klimaneutralen Zukunft und 
Photovoltaikanlagen auf Landesgebäuden: Tatsächlich existieren laut dem BUND NRW 
jedoch lediglich 156 solcher Anlagen auf rund 4.000 Liegenschaften – das entspricht 3,9 
Prozent. 
  
Mit diesen Erkenntnissen stellt sich die Frage, wie die Landesregierung das gesetzliche Ziel 
der klimaneutralen Landesverwaltung bis 2030 noch erreichen will. Angesichts der Diskrepanz 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit sowie den internen Konflikten besteht ein überragendes 
parlamentarisches und öffentliches Interesse, diese Vorgänge in einer Aktuellen Stunde 
umfassend zu beleuchten. Vor diesem Hintergrund fällt besonders ins Gewicht, dass 
Wirtschafts- und Klimaschutzministerin Mona Neubaur erst kürzlich beim sogenannten 

 
1 WDR, 23.11.25: https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/klimaneutrale-landesverwaltung-2030-100.html 
2 Ebenda. 
3 Ebenda.  
4 WDR, 23.11.25: https://www1.wdr.de/fernsehen/westpol/videos/zoff-um-klimaschutz-in-der-landesverwaltung-
100.html 
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Chemiepakt einen Kurswechsel hin zu deutlich schwächeren Klimavorgaben für die Industrie 
vollzogen hat.5 Dass diese Kehrtwende ausgerechnet in einer Phase erfolgt, in der die 
Landesregierung ihre eigenen Klimaziele im Verwaltungsbereich verfehlt, wirft zusätzliche 
Fragen nach der Glaubwürdigkeit der gesamten Klimaschutzstrategie der Landesregierung 
auf. 
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5 WAZ, 20.11.25: https://www.waz.de/politik/article410504919/offensichtliche-widersprueche-gruene-hadern-
weiter-mit-neubaurs-chemiepakt.html 


